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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

 

Zum im Gegenstand bezeichneten Gesetzentwurf gibt das Amt der Salzburger Landesregierung 

folgende Stellungnahme bekannt: 

 

Zu § 39 AVG: 

Gemäß dem geplanten § 39 Abs 5 AVG soll das Ermittlungsverfahren als nicht geschlossen gel-

ten, wenn der Bescheid nicht binnen acht Wochen ab jenem Zeitpunkt, zu dem erstmals einer 

Partei gegenüber das Ermittlungsverfahren für geschlossen erklärt worden ist, gegenüber einer 

Partei erlassen wird. Diese Frist scheint jedenfalls für den Abschluss großer Verfahren als zu 

knapp bemessen, zumal diese Regelung aufgrund der Verweisung im § 17 VwGVG im Verfahren 

der Verwaltungsgerichte sinngemäß anzuwenden sind. In den Erläuterungen wird zwar ausge-

führt, dass dies die Behörde freilich nicht verpflichtet, vor der Erlassung des Bescheides das 

Ermittlungsverfahren fortzusetzen bzw. zu ergänzen. Sollte allerdings nach Verstreichen der 

achtwöchigen Frist wiederum ein Vorbringen erstattet werden, wäre dies aber wohl ohne Ein-

schränkung zu berücksichtigen. Dieser Umstand würde aber die Intention der Novelle, einer 

Verfahrensverschleppung vorzubeugen, wohl konterkarieren. 

Es wird daher vorgeschlagen, die im § 39 Abs 5 AVG festgelegte Frist von acht Wochen zur Be-

scheiderlassung etwas großzügiger zu bemessen. 
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Diese Stellungnahme wird der Verbindungsstelle der Bundesländer, den anderen Ämtern der 

Landesregierungen, dem Präsidium des Nationalrates und dem Präsidium des Bundesrates ue zur 

Verfügung gestellt. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die Landesregierung 

DDr. Sebastian Huber, MBA 

Landesamtsdirektor 
Amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur oder des elektronischen Siegels finden Sie unter 

www.salzburg.gv.at/amtssignatur 

 

 

Ergeht an: 

 

1. Bundesministerium für Verfassung Reformen Deregulierung und Justiz, Museumstrasse 7, 

1070 Wien, E-Mail 

2. Amt der Burgenländischen Landesregierung, E-Mail: CC 

3. Amt der Kärntner Landesregierung, E-Mail: CC 

4. Amt der Oberösterreichischen Landesregierung, E-Mail: CC 

5. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, E-Mail: CC 

6. Amt der Steiermärkischen Landesregierung, E-Mail: CC 

7. Amt der Tiroler Landesregierung, E-Mail: CC 

8. Amt der Vorarlberger Landesregierung, E-Mail: CC 

9. Amt der Wiener Landesregierung , Magistratsdirektion der Stadt Wien, Geschäftsbereich 

Recht - Gruppe Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten, E-Mail: CC 

10. Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ Landesregierung, Schenkenstraße 4, 

1010 Wien, E-Mail: CC 

11. Parlamentsdirektion - Abteilung L 1.6 Parlamentarische Dokumentation, Archiv und Statis-

tik, E-Mail: CC 

12. Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz - Verfassungdienst, 

Wickenburggasse 8, 1080 Wien, E-Mail: CC 

13. Institut für Föderalismus, Maria-Theresien-Straße 38b, 6020 Innsbruck, E-Mail: CC 

14. Fachgruppe Personal, Kaigasse 14, Postfach 527, 5020 Salzburg, Intern 
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